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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 12/5827 Nr. 2.3 — 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 302/93 des Rates zur Schaffung 
einer Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht 
— KOM(93) 299 endg. — 

»Rats-Dok. Nr. 8155/93« 


A. Problem 

Die EG-Komimssion schlägt vor, der Europäischen Beobachtungs- 
stelle für Drogensucht eigene Finanzvorschriften zur Verfügung zu 
stellen. 


B. Lösung 

Einstinunige Ablehnung des Vorschlags. 

Von der EG-Konmüssion wird die Vorlage einer gemeinsamen 
Verordnung für alle dezentralen europäischen Einrichtungen 
erwartet. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


entfallen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den anliegenden Verordnungsvorschlag abzulehnen. 

Bonn, den 24. Januar 1994 

Der InnenausschuB 

Hans Gottfried Bemrath Johannes Singer 

Vorsitzender Berichterstatter 


Michael Stübgen 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


KOM(93) 299 endg. 
Brüssel, den 22. Juli 1993 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 302/93 
des Rates zur Schaffung einer Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht 

(von der Kommission vorgelegt) 


Begründung 


1 . In ihrer Mitteilung an den Rat und an das Parlament 
über die Schaffung der Europäischen Drogenbeob- 
achtimgsstelle^) hatte die Kommission folgende 
Bestinummg bezüglich der Finanzvorschriften vor- 
geschlagen (Artikel 10 Abs. 13): 

„Der Verwaltimgsrat legt nach Stellimgnahme 
des Rechmmgshofes die internen Finanzvor- 
schriften fest, die insbesondere die Modalitäten 
der Aufstellimg imd Ausfühnmg des Haushalts- 
plans der Beobachtimgss teile regeln. " 

Diese Bestimmung stimmt genau mit Artikel 14 der 
Verordmmg (EWG) Nr. 1210/90 des Rates vom 
7. Mai 1990 zur Errichtimg der Europäischen 
Umweltagentur überein, d. h. sie entspricht wört- 
lich einer Formulierung, die von den drei Institutio- 
nen (Kommission, Rat imd Europäisches Parla- 
ment) bereits gebilligt wurde. 

2. Das Europäische Parlament hat im Rahmen seiner 
Stellungnahme zu dem betreffenden Vorschlag 2) 
auf Anregimg des Haushaltsausschusses am 
13. Mai 1992 eine Änderung (Nummer 30) ange- 
nommen, die den von der Kommission vorgeschla- 
genen Wortlaut durch folgenden Text ersetzt: 

„Auf die Beobachtungsstelle findet die für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Ge- 
meinschaften geltende Haushaltsordnimg An- 
wendimg. Der Rat kann mit qualifizierter Mehr- 
heit auf Vorschlag der Kommission und nach 
Konsiütation des Parlaments imd des Verwal- 
timgsrates Ausnahmen von der allgemeinen 
Haushaltsordnung genehmigen, wenn die be- 
sonderen Erfordernisse der Funktionsweise der 
Beobachtungsstelle dies gebieten. " 


1) Dok. KOM(91) 463 endg. vom 27. Januar 1992. 

2) Dok. PE 156.389/endg. vom 23. April 1992. 


3. Der vom Parlament verabschiedete Wortlaut ist das 
Ergebnis einer irrtümlichen Gleichsetzung mit 
einem anderen Präzedenzfall, dem EWG-Marken- 
amt, das, so der Vorschlag der Kommission, im 
Gegensatz zur Europäischen Umweltagentur und 
der Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen 
nicht als dezentrale Einrichtimg der Gemeinschaft 
mit eigenem Haushaltplan — separat vom Gesamt- 
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf- 
ten — vorgesehen war, sondern dessen Haushalts- 
plan im Gegenteil als Anhang Bestandteil des 
Gesamthaushaltsplans sein sollte. Während also 
die Haushaltsordnung sehr wohl für das Marken- 
amt gelte, lasse sie sich unter keinen Umständen 
im Falle der Europäischen Beobachtimgsstelle für 
Drogen oder der Europäischen Umweltagentur 
an wenden, die jeweils über einen eigenen Haus- 
haltsplan verfügen. 

4. Der Fehler, der sich bei der Prüfung des Wortlauts 
durch die Instanzen des Europäischen Parlaments 
eingeschlichen hatte, wurde auch im weiteren 
Verlauf des Annahmeverfahrens vor allem wegen 
des Zeitdrucks — der Europäische Rat von Maas- 
tricht hatte den 30. Juni 1992 für die Annahme der 
Verordmmg „Beobachtimgsstelle" angesetzt — 
weder von der Komnüssion noch vom Rat bemerkt. 
Deshalb findet sich die betreffende Formulierung 
auch in der endgültigen vom Rat angenommenen 
Fassung der Verordnung 3). 

5. Das Europäische Parlament hat inzwischen selbst 
empfohlen, die Haushalts- und Finanzvorschriften 
für die dezentralen Einrichtungen der Gemein- 
schaft zu harmonisieren^). Die Kommission hat 
ihrerseits klare einschlägige „Leitlinien" ausgear- 
beitet, die der Haushaltsbehörde vorgelegt wur- 


3) ABI. Nr. L 36 vom 12. Februar 1993, S. 6. 

^) Vgl. Bericht EP 202.729/endg. vom 10. Dezember 1992 von 
Frau THEATO. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 8. September 1993 — 021 — 680 70 — E — 
Drucksache 9/93. 


3 





Drucksache 12/6932 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


den 5). Die vorgesehene einheitliche Regelung wird 
künftig bei Ausarbeitung von Verordnungen zur 
Schaffung von dezentralen Einrichtungen der 
Gemeinschaft zu berücksichtigen sein. 

6. Da die Europäische Beobachtungsstelle für Drogen 
über einen eigenen Haushaltsplan verfügt, müssen 
für sie ebenfalls eigene Finanzvorschriften gelten, 
damit sie ihre Aufgaben von Anfang an imeinge- 
schränkt wahmehmen karm. Selbstverständhch 


5) Vgl. Dok. SEK(92) 2389 endg. vom 17. Dezember 1992. 


müssen diese Finanzvorschriften den Bestimmun- 
gen der Haushaltsordnung für den Gesamthaus- 
haltsplan soweit wie möglich entsprechen. 6) 

In Anbetracht des vorstehenden Sachverhalts ist 
unverzüglich eine entsprechende Änderung der 
Verordnung Nr. 302/93 vorzunehmen, d. h. Arti- 
kel 11 Abs. 12 ist durch folgende Bestimmung zu 
ersetzen. 


6) Vgl. Artikel 130 der Haushaltsordnung für den Gesamthaus- 
haltsplan. 
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Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 302/93 des Rates 
zur Schaffung einer Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission i), 

nach Stellimgnahme des Europäischen Parla- 
ments 2), 

in Erwägimg nachstehender Gründe: 

Der Rat hat die Verordmmg (EWG) Nr. 302/93 vom 
8. Februar 1993 zur Schaf fimg einer Europäischen 
Beobachtungsstelle für Drogen imd Drogensucht 
erlassen 3). 

Es empfiehlt sich, die Haushalts- imd Finanzvorschrif- 
ten für dezentrale Gemeinschaftseinrichtungen zu 
harmonisieren. 

Artikel 1 1 der Verordnung, der die Finanzvorschriften 
für die Beobachtungsstelle betrifft, ist so zu ändern, 
daß diesem Harmonisienmgsbedarf entsprochen 
wird — 


1) ABI. Nr 

2) ABI. Nr 

3) ABI. Nr. L 36 vom 12. Februar 1993, S. 1 — 8. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 11 Abs. 12 der Verordmmg (EWG) 
Nr. 302/93 des Rates erhält folgende Fassimg: 

„ (12) Nach Stellimgnahme der Kommission und des 
Rechnungshofs erläßt der Verwaltungsrat die inter- 
nen Finanzvorschriften, die insbesondere detaillierte 
Bestimmungen für die Aufstellung und Ausführung 
des Haushaltsplans enthalten. " 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Entschei- 
dung der zuständigen Behörden über den Sitz der 
Beobachtungsstelle in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindhch 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu . . . am . . . 


Im Namen des Rates 

Der Präsident 
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Bericht der Abgeordneten Johannes Singer und Michael Stübgen 


L Zum Verfahren 

1. Die in der Anlage wiedergegebene EG-Vorlage 
wurde durch Drucksache 12/5827 Nr. 2.3 vom 
4. Oktober 1993 nach § 93 GO-BT an den Innen- 
ausschuß federführend sowie an den Ausschuß für 
Frauen und Jugend, den Ausschuß für Gesundheit, 
den EG-Ausschuß und den Haushaltsausschuß zur 
Mitberatung überwiesen. 

2. Der EG-Ausschuß und der Ausschuß für Gesund- 
heit haben einstimmig Ablehnung empfohlen. Der 
Ausschuß für Frauen imd Jugend und der Haus- 
haltsausschuß haben einstimmig Kenntnisnahme 
empfohlen. 

3. Der Innenausschuß hat die EG-Vorlage in seiner 
Sitzung am 19. Januar 1994 beraten und einstim- 
mig abgelehnt. 


II. Zur Begründung 

Der Innenausschuß hat in den Beratungen einvemehm- 
lich die Auffassung vertreten, daß die Europäische Be- 
obachtungsstelle für Drogen und Drogensucht keinen 
separaten, vom Gesamthaushaltsplan abgesetzten Ein- 
zelhaushaltsplan erhalten soll. Er hat deshalb die Bun- 
desregierung gebeten, die Kommission aufzufordern, 
bald eine gemeinsame Verordnung für dezentrale Ein- 
richtungen der Eiuopäischen Gemeinschaft vorzulegen. 

Seitens der Bundesregierung ist erklärt worden, daß der 
Vorschlag auf einen Fehler des Europäischen Parla- 
ments beruht, das irrtümlich auf das EWG-Markenamt 
als Präzedenzfall Bezug genommen hat. Die Bundesre- 
gierung teilt die Auffassung des Ausschusses; auch sie 
will eine einheitliche Regelung für alle europäischen 
Einrichtungen. Sie hat mitgeteilt, daß die Kommission 
einen entsprechenden Entwurf vorgelegt hat, der aller- 
dings noch nicht verabschiedet worden ist. 


Bonn, den 24. Januar 1994 


Johannes Singer Michael Stübgen 

Berichterstatter 
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